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A. Kirchlich� Gesetze, Verordnungen und
Verfügungen

Nr: 1) Kirchengesetz zur· Änderung des Kirchengesetzes 
über die Vorbildung und Anstellungsfähig­
keit von Kirchenmusikern vom 11. November 
1960 (abgedruckt Abl. 2/1962 S. 14 ff.) 
vom 2. Juli 1978 

Die Synode der Evangelischen Kirche der Union •­
Bereich DDR - hat folgendes Kirchep.gesetz besch�os­
sen: 

§ 1 

(1) § 3 Absatz 4 des Kirchengesetzes über die Vorbil­
dung und Anstellungsfähigkeit von Kirchenmusikern 
vom 11. November 1960 wird um folgenden Satz . er­
gänzt:

„Von dem kirchenmusikalischen Kolloquium 
kann. nach Maßgabe des gliedkitchlichen 
Rechts abgesehen· werden." 

(2) In § 4 Absatz 2 des Kirchengesetzes über die Vor-· 
bildung und Anstellungsfähigkeit von Kirchenmusikern 
vom 11. November 1960 wird nach den Worten „auf­
grund der bestandenen Prüfung" ergänzt:

,,und der praktischen Bewährung -im kirchen-. 
musikalischen Dienst". 

· · 

§ 2

(1) Dieses Kirchengesetz tritt für die Evangelische
Kirche der Union mit seiner Verkündung in Kraft, 
(2) Für die Gliedkirchen wird es jeweils durch Be­
schluß des Rates in Kraft gesetzt, sobald sie zuge­
stimmt haben,

Berlin, den 2. Juli 1_978 
Der Präses der Synode der 

Evangelischen Kirche der Union 
- Bereid'.l DDR -

B_ecker 

Vorstehendes Kirchengesetz wird hie_rmit• verkündet. 

Berlin, den 5. Juli 1978. 

Der Rat der 
Evangelischen Kirche der Union 

- Bereich DDR -
Dr. Krusche

Nachdem unsere Kirchenleitung . dem 'vorstehenden 
. Kirchengesetz in ihrer Sit�ung am 25. August 1978 zu­
gestimmt hat, hat der Rat der EKU - Bereich DDR -
am 4.10.,1978 das Kirchengesetz für die Evangelische 
Landeskirche Greifswald mit Wirkqng vom 1. 1. 1979 
in Kraft- gesetzt. 

Danach hat § 3 Absatz 4 des Kirchengesetzes folgende'\'}. 
Wortlaut: 

' · 

Kirchenmusikern,· die eine den Anforderungen der 
Staatlichen Prüfung für Kirchenmusiker entsprechende 
staatliche oder kirchliche Prüfung in einer Landeskirche 
außerhalb der Evangelischen Kirche der Union abge­
legt haben und sich um eine freie ·Kirchenmusiker;. 
stelle in einer Gli�dkirche der Evangelischen Kirche 
der Union bewerben wollen, kann, auf Antrag die 
Große Urkunde über die Anstellungsfähigkeit verliehen 
werden, wenn sie die Bekenntnisgrundlage der E�an­
gelis_chen Kirche ,der Uniol). bejahen und in . einem 
kirchenmusikalischen Kolloquium den Nachweis er­
bracht haben, daß sie die liturgischen und , küpstleri.: . 
sehen Voraussetzungen erfüllen. Im Falle · einer erst­
maligen Anstellung ist außerdem dem Erfordernis von 
Absatz 3 Satz 1 zu genugen. Von dem kircherirriusika­
lischen Kolloquium kann nach Maßgabe. des glied--
kirchlichen Rechts abgesehen werden.. 

§ 4 Absatz 2 hat folgenden Wortlaut:

bas Konsistorium · (Landeskirchenamt) verleiht die 
Urkunde ohne besonderen. Antrag auf Grund der be-
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standenen Prüfung · und der pral�tischen Bewährung ' 
i� kirchenmusikalischen Dienst, nachdem es gutach11-­
.liche .Äußerungen über die Persönlichkeit des Kirchen­
musikers eingeholt hat .. 

A 32219-16/78 
Konsistorium Gr�lfswald 

·Labs

B. Hinweise auf staatliche Gesetze und
Verordnungen

Nr. 2) Bekanntmachung über das Inkrafttreien der 
Internationalen Konvention vom 16. Dezember 
1966 über zivile und politische Rechte 
Vom i. März 1976 Gesetzblatt der DDR Teil II 
in Nr. 4 S. \08 

Entsprechend der Bekanntmachung vom 14. Januar 1974 
über die R_atiflkation der Internationalen Konven­
tion vom 16. Dezember 1966 über zivile und politische 
Rechte (GBI. II Nr. 6 S. 57) wird hierdurch bekanntge­
macht, daß die Konvention nach Hinterlegung .der er-· 
forderlichen Anzahl von Ratiftkationsurkunden gemäß 
Artikel 49 Absatz 1 am 23. Mä.rz 1976 in Kraft. tritt. 

Berlin, den 1. März 1976 

Der Sekretär des Staatsrates· 
der Deutschen Demokratischen Republik 

H.Eichler

Bekanntmachung. über die Ratifikation der Internatio­
nalen Konvention vom 16. Dezember 1966 · über zivile 
und politische Rechte 
Vom H. Januar 1974 in Gesetzblatt der DDR Teil II 
Nr. 6 S. 57 ff. 

Es wird hierd1.1rch bekanntgemacht, daß der Vorsit­
zende des Staaii;lrates der Deutschen Demokratischen 
Republik am 2. November 1973 die nachstehend ver­
öffentlichte Konvention über zivile und . politische 
Rechte vom 16. Dezember 1966, die am 27. März 1973 für 
die Deutsche Demokratische Republik unterzeichnet 1 

worden war; ratifiziert hat. Die Ratifikationsurkunde 
der Deutschen Demokratischen Republik zu · der Kon-
vention wurde arti 8. November 1973 · hiµterlegt. 

Bei der Hinterlegung der Ra_tiflkationsurkunde wurde 
von seiten der Deutschen. Demokratischen Republik zu 
Artikel 48 Absatz 1 de� Konventio� folgende Erklä�1.1ng 
abgegeben: 
,,Die Deutsche Deinokratische Republik ist der Auf­
fassung,, daß Artikel 48 Absatz 1 der KoI).vention im 
Widerspruch zu dem Prin,zip steht, wonach alle Staaten, 
die sich in ihrer. Politik von den Zielen und .Gmndsät­
zen der ,Charta der Vereinten Nationen leiten lassen, 
das· Recht haben, Mitglied von Konv�tionen zu wer­
den, die die „Interessen aller Staaten berühren." 

. . 

. . . 

D�r. Tag, an . dem die Konvention für die Deutsche 
Demokratische Republik in Kraft tritt, wird im Gesetz­
blatt der Deutschen Demokratischen Republik bekannt­
gemacht. 

Berlin, den 14. Januar 1974 
\ 

· Der Sekretär des· Staatsrates
der Deutschen: Demokratischeri Republik 
\ . ff. Eicliler 

InternJ1,tionale Kynventlon 
über zivile und politische Rechte 

In Anbetracht dessen, daß gemäß den in der Charta 
der Vereinten Nationen proklamierten Grundsätzen 
die Anerkennung der allen Mitgliedern der mensch­
lichen Familie innewohnenden· Würde und ihrer glei­
chen unveräußerlichen Rechte die Grundlage der Frei­
heit, der Gerechtigkeit und des Friedens in der Welt 
bildet, 

in der Erkenntnis; daß sich diese Rechte aus der den 
Mens_chen innewohnenden Wi:irde herleiten, 

in der Erkenntnis, daß · Ün Einklang mit der ,Allge­
meinen Erklärung der Menschenrechte das Ideal freier 
Menschen, die· sich der bürgerlichen und politischen 
Freiheit erfreuen und frei · von Furcht und Not sind, nur 
erreicht werden kann, wenn Verhältnisse geschaffen 
werden, unter denen jeder seine zivilen Rechte und po­
litischen Rechte sowie seine wirtschaftlichen, sozialen 

. und kulturellen · Rechte genießen kann, 

in Anbetracht dessen, daß die Staaten riach ,· der 
Charta der Vereinten Nationen verpflchtet sind; die 
allseitige Achtung und Wahrung der Mensch�nrechte 
und, Freiheiten· zu fördern, 

in der Auffassung, daß der einzelne Pflichten gegen­
über anderen und der Gemeinschäft hat, der er ange­
hört, und verpflichtet ist, sich für die Förderung und 
Walirung dex: in dieser Konvention anerkannten Rechte 
einzusetzen, kommen die Teilnehmerstaaten dieser 
Konvention über folgende Artikel überein: 

Teil I 

Artikel 1 

1. Alle Völker haben das Recht auf Selbstbestimmung.
Auf Grund dessen bestimmen sie frei ihren politi­
schen Status und betreiben frei ihre wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Entwicklung.

2. Alle Völker können in ihrem eigenen Interesse un­
beschadet aller Verpflichtungen, die sich aus der in­
ternationalen wirtschaftlichen Zusammenarbeit er-,.
geben und die auf dem Prinzip des. gegenseitigen
Nutzens und dem Völkerrecht beruhen,· über . ihre
Naturreichtümer und Hilfsmittel frei verfügen. In
keinem Falle darf ein Volk seiner eigenen Existenz�

. ,' 
. 

\ 

mittel beraubt werden.

3. Die Teilnehmerstaaten dieser Konventio:r;i. einschließ­
lich solcher, die für die Verwaltung von sich n�cht
selbst regieren�en Gebieten und von Treuhandgebie­
ten verantwortlich sind, sollen im Einklang mit den
Bestimmungen der Char.ta der Vereinten Nationen,
die Verwirklichung des Rechts aµf Selbstbestim­
mung· fördern und dieses Recht achten.

Teil II' 

Artikel 2 

1. Jeder Teilnehmer:staat dieser 'Konvention verpflich­
tet sich, allen Menschen innerhalb seines Territ9-
riums und unter seiner Rechtshoheit, ohne Unter­
scheidung der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts,
der Sprache, der Religion, der politischen oder son­
stigen Überzeugung, der nationalen ode·r sozi�len
Herkunft, des Eigentums, der; Geburt oder sonstiger
UmstäI).de, die 'in dieser Konvention anerkannten
Rechte.zu gewährleisten tind diese Rechte zu achten.
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2. Wo. dies nicht durch die b�reits getroffenen gesetz­
geberischen ode_r anderen Maßnahm�n vorgesehen
ist, verpflidltet sich jeder Staat dieser Konvention,
im Einklang mit den in seiner, Verfassung y6Tge­
sehenen Verfahren und den Bestimmungen dieser
Konvention die notwendigen Schritte zu· unterneh-

. men, uµi s.olche gesetzg�berische und andere Maß­
nahmen zu ergreifen, die notwendig sind, um den in 

· dieser Konvention anerkannten Rechten Wirksam­
keit zu verleihen.·

3. Jeder. T'eilnehmerstaat dieser Konvention verpflich­
tet sich: · · 
a) zu gewährleisten, daß jeder Mensch, dessen hier­

in anerkannte Rechte oder Freiheiten verletzt
wurden, wirksamen Rechtsschutz erhält, au.eh 
wenn die V�r,etzung von Personen· begangen
worden· ist, die in amtlicher Eigenschaft ·gel1an­
delt haben; 

b) die Möglichkeiten des Rechtsschutzes zu entwik­
keln und zu gewährleisten, daß über das Recht 
eines jeden, der' um solchen Rechtsschutz nach­
sucht, durch zuständige J.ustitz-, Verwaltungs­
oder Gesetzgebungsorgane oder durch andere zu­
ständige Behörden, die p.as Rechtssystem des
Staates vorsieht) entschieden wird;

.. c) zu gewährleisten, daß - wenn erforderlich - . die 
zuständigen Behörden diesen Rechtssch�tz durch­
setzen, wenri er gewährt wird. 

Artikel 3 

Die Teilnehmerstaaten' dieser Konvention verpflich­
ten sich; die Gleichberechtigung von Mann w1d Frau 
hinsichtlich aller iri dieser Konvention verkündeten zi,­
vilen und politischen Rechte zµ gewährleisten. 

, . Ariil_tel 4 

1. In Zeiten eines ö�entlichen ·Notstandes, der das Le­
ben der Nation bedroht· und der offiziell verkündet
worden ist, können die Teilnehmerstaaten: dieser 
Konvention Maßnahmen ergreifen, die ihre Ver-·
pflichtungen aus dieser Konvention in dem Umfang 
aufheben, den die Erforderniss� der Situation un­
bedingt verlangen, unter der Voraussetzung, daß

· derartige Maßnahmen nicht· ihren .. sonstigen Ver­
pflichtungen aus dem Völkerrecht zuwiderlaufen und
keine Diskriminierung lediglich auf Grund der 
Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache,
der Religion oder der sozialen Herkunft enthalten. 

2. Die Artikel 6, 7, ·s (Absä,ze 1 und 2), 11, 15, 16 und
18 dürfen auf . Grund dleser Bestimmungen nicht
aufgehoben werden.

3. Jeder Teilnehmerstaat dieser Konvention, der von
seinem Aufhebungsrecht Gebrauch macht, unterrich­
tet die übrigen Teilnehmerstaaten dieser Konvention
über den Generalsekretär der Vereinten Nationen
sofort davon, welche Bestimmungen er aufgehoben
hat und _von welchen .Gründen er sich. dabei leiten 

oder eine Person irgendein Recht ·ergibt, eine Tätig­
keit auszuüben oder eine Handlung _auszuführen, die 
auf die Vernichtung der in dieser Konvention an­
erkannten Rechte oder Freiheiten oder auf ihre Be­
schränkung in einem größeren als dem .in dieser 
Konvention vorgesehenen Ausmaß abzielt . 

2. Grundlegende Menschenrechte, die in einem Land
auf Grund von Gesetzen, Verträgen, Bestimmungen
. oder Gewohnheiten anerkannt sind oder existieren,
dürfe� nicht unter dem Vorwand, daß die vorlie­
gende Konvention diese Rechte nicht oder in einem
geringeren Ausmaß anerkarini, beschränkt oder auf­
gehoben werden. 

Teil III.

Artikel 6 
1. Jedem Menschen ist das Recht auf Leben eigen. Die­

ses Recht wird grundsätzlich geschützt. Niemand 
darf willkürlich getötet _werden. 

2. In Ländern, in denen die· Todesstrafe nicht abge­
schafft ist, darf ein Todesurteil nur für die schwer­
sten Verbrechen gemäß einem zur Zeit der Begehung 

· des· Verbrechens geltenqen Gesetz ergehen. Es darf
. nicht den Bestimmungen dieser Konvention und der 

Konvention über die Verhütung und Bestrafung des 
Völkermordes Widersprech,en. Die Todesstrafe darf 
nur auf Grund eines von . einem zuständigen Ge­
richtshof ausgesprochenen rechtskräfUgen Urteils 
vollstreckt werden. · 

3. Wenn die Tötung ein Völkermordverbrechen ist, so
ermächtigt nichts in· diesem Artikel einen Teilneh­
merstaat dieser Komzention, in irgendeiner Weise 
von ·den Verpflichtungen abzuweichen, die er nach
den Bestimmungen der Konvention über die Verhü­
tung und Bestrafung des Vqlkermordes übernommen
hat,.·· 

4. Jeder zum Tode Verurteilte muß das Recht auf ein
Gnadengesuch oder eine Änderung des Strafmaßes
haben. Amnestie, Begnadigung oder Umwandlung 
der Todesstrafe können in allen Fällen g�währt 
werden.· 

5. Die Todesstrafe darf nicht für Verbrechen ausge­
sprochen werden, die von Personen unter 18 Jahren 
begangen werden, und_ dar! nicht an schwangeren
Frauen vollstre�t · werden. 

6. Nichts in diesem Artikel darf dazu benutzt werden, 
die Abschaffung. der Todesstrafe durch einen Teil­
nehmerstaat_ dieser Konvention zu _verzögern oder
zu verhindern. 

Artikel 1 

Niemand darl d·er Folter, grausamer, unmenschlicher 
oder erniedrigender Behandlung oder Strafe unterwor­
fen werden. Insbesondere darf nle�and ohne seine 
freiwiÜige Zustimmung medizinischen oder wissen­
schaftlicher) Experimenten unterworfen werden. 

. Artikel 8
ließ. Eine weiter_e Mitteilung soll auf dem gleichen 
Wege. über den Zeitraum gemach,t werden, bis zu , 1. Niemand darf . in· Sklaverei gehalten werden. Skla­
dem die Aufhebung in Kraft ist. verei und Sklavenhandel in all ihren Formerl sind 

Arükel 5 

1. Nichts in dieser Konvention· da,rf so ausgelegt wer­
cien, daß sich daraus für einen, Staat, eine Gruppe 

verboten. 

2 .. Niemand darf in L_eibeigenschaft gehalten werden. 

3. a) Von niemanden darf verlangt werden, Zwangs­
oder Pflichtarbeit.zu verri!!h,ten. 
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b)" In Ländern; in denen Freiheitsentzug mit 
Zwangsarbeit als Strafe für ein· Verbrechen ver­
hängt · werden kann, schließt der · vorhergehende 
Unterabsatz 3 (a)' die Ausführung von Zwangs­
arbeit auf Grund einer Verurteilung zu solch 
einer Strafe durch ein· zuständiges Gericht nicht 
aus. 

· c)' Keine „Zwangs- oder Pflichtarbeit". im Sinne die­
. ses Absatzes ist:

(I) Jede nicht in. Unterabsatz (b) erwähnte Ar­
beit, oder Dtenstleistung, die normalerweise
von· einer Person, die· sich auf Grund einer
rechtsmäßigen Gerichtsentscheidung in Haft
befindet, oder von einer Person während
bedingter Haftentlassung verlangt wird.

(II) Jede Dienstleistung. militärischer Art und in
Ländern, in denen die Wehrdienstverweige­
rung aus Gewissensgründen · anerkannt ist,
jede nationale Die�stleistung, die auf Grund
der ·Gesetze von ·dem den Wehrdienst aus
Gewissensgründen . Verv,eigernden verlangt
wird.

(III) Jede Dienstleistung im• Falle von Notstän­
den oder Katastrophen, die das _Leben oder
das Wohl der Allgemeinheit. _gefährden.

(IV) Jede Arbeit oder Dienstleistung, die ein Be­
standteil üblicher Bürgerpflichten ist.

Artikel 9 

1. Jeder hat ein Recht auf Freiheit und Sicherheit der
. Person. Niemand . darf willkürlich festgenommen

oder verhaftet werden. Niemand darf _seiner freiheit
beraubt werden, es sei denn, aus solchen Gründen
und in solcher Weise, die durch Gesetz vorgesehen
sind. 

2. Jeder Festgenommene muß . bei· seiner Festnahme
über die Gründe seiner Festnahme und unverzüglich
über die· gegen ihn �rhobenen Beschuldigungen . un­
terrichtet werd�n.

3. Jeder Festgenommene oder auf Grund eines Ver­
gehens Verhaftete muß unverzüglich einem Richter

·· oder einem zur Ausübung der richterlichen Gewalt
g�tzlich er�ächtigten Beamten vorgeführt und in­
nerhalb einer angemessenen Frist einem Verfahren
unterworfen oder aber freigelassen werden. Es darf
nicht zur allgemeinen Regel werden, daß Pe_rsonen
in Erwartung ihres Verfahrens in Gewahrsam ge­
halten werden. Die Freilassung· kann von einer Si­
cherheitsleistung für das erneute.Erscheinen vor Ge-·
riebt in jedem weiteren Stadium des Verfahrens
und, wenn nötig, für das Er;scheinen zur Urteilsvoll-

. streckung abhängig gemacht �erden.

4. Jeder, der ·seiner Freiheit· durch Festnahme oder
Haft beraubt ist, ist berechtigt, ein Gerichts.verfah-·
.ren zu beantragen, dafUit das Gericht unverzüglicll
über die R�tmäßigkeit seiner Haft entscheiden und
seine Freilassung verfügen kann, wenn seine Haft
nicht rechtmäßig ist.

· . 5. Jeder� ·der unrechtsmäßig · festgenommen oder seiner
Freiheit bE!raubt worden- ist, hat einen Rechts� · 
anspruch auf Schadenersatz. 

Artikei 10 

1. Aile ihrer Freiheit beraubten Personen sind mensch­
lich und mit A,chtimg vor der dem Menschen _eigenen
Würde zu behandeln.

2. a) Angeklagte Personen sin.d - außergewöhnliche
UII1Stände ausgenommen - von Strafgefangenen 
getrennt zu halten und einer gesonderten Be­
handlung zu. unterwerfen, die ihrem Status als 
Untersuchungshäftling angemessen ist .. 

b) Angeklagte Jugendliebe sind von Erwachsenen zu
trennen und so schnell• wie möglich vor Gericht
zu stellen.

3. Das Stra,fvoUzugssystem soll als · wesentliches Ziel
der Behandlung der Strafgefangenen ihre Besserung
und gesellschaftliche. Rehabilitierung bezwecken. Ju­
gentliche Straffällige sind von Erwachsenen zu tren­
nen und in einer ihrem Alter und. ihrem Rechts­
status entsprechenden Weise zu· behandeln.

Artikel 11 

Niemand darf lediglich wegen • Unfähigkeit, eine ver­
tragliche Verpflichtung zµ erfüllen, inhaftiert werden. 

Artikel 12 

1. Jeder, der sich rechtsmäßig auf dem Territorium
eines Staates aµfhält, hat auf diesem Territorium
das Recht, sich frei zu bewegen und seinen Aufent­
haltsort frei zu wählen.

2. Es steht jedem frei, jedes Land, auch sein eigenes,
·zu verlasen.

3. Die oben genannten Rechte dürfen keinen anderen
Beschränkungen unterworfen werden als solchen,
die durch das Gesetz vorgesehen sind, die zum
Schutz der nationalen Sicherheit, der öffentlichen
Ordnung, Gesundheit oder 1VIoral oder der Rechte
und Freiheiten anderer notwendig sind und den
anderen in dfeser Konvention anerkannten -Rechten
zu vereinbaren sind.

4. Niemanden darf wlllkürlich das Recht entzogen
werden,· in sein eigenes Land einzureisen.

Artikel 13 

Ein _Ausländer, der sich rechtsmäßig auf dem Terri­
torium eines Teilnehmerstaates dieser Konventio11, auf­
hält, darf aus diesem nur in Durchfü�rung einer auf 
gesetzlicher Grundlage beruhenden Entscheidung aus­
gewiesen werden. :Es muß ihm, wenn nicht zwingende 
Gründe der na�ionalen Sicherheit etwas anderes erför­
. dern, gestattet sein, Einwände gegen seine Aµsweisung 
vorzutragen, damit sein' Fall von der�zuständigen _Be­
-hörde, einer Person oder Personen, die eigens von der 
betreffenden· Behörde dazu benanot wordeh sind; über­
prüft wird, und er muß zu diese.m Zweck gehört .wer-
den. von jenen; · 

. Artikel 14 

1. Alle Menschen sind vor Gerichten und TribunalEln
gleich. Jedermann hat Anspruch darauf, daß über
eine strafrechtliche Anklage gegen ihn sowie über
seine Rechte und Pflichten in einem Zivilprozeß in
einer gerechten und öffentlichen Verhandlung durch

· ein zuständiges, ·unabhängiges und U:nparteiisches,
auf Gesetz beruh�des Gericht �ntschieden· ·wird .. 

'-. 
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Die I>resse w1d die Öffentlichkeit, di,irfen von. · der 
Verhandlung ganz oder teilweise aus . Gründen der. 
J.1/loral, der öffentlichen Ordnung od�r der nationalen 
Sicherheit in einer demokratischen Gesellschaft aus­
geschlossen werden, oder wenn . dies die. Interessen 
cjes- Privatlebens der Parteien erfordern oder bis zu 
dem nach. Ansicht des Gerichts u_nter besonderen· 
Umständen unbedingt notwendigen „ Maß, .. wenn 
durc h 

die. öffentliche Verhandlung die• Rechtsfindung 
beeinträchtigt wird . Jedes Urteil in einer .Strafsache 
oder -in einer Zivilsache muß veröffentlicht werden, 
ausgenolllnieri die Interessen Jt1;gen·dlicher · erfordern 
etwas anderes oder das Verfahren }?etrifft 'eheliche 
Streitigkeiten oder die Vormundschaft für Kind.er. 

2. Jeder 'wegen ein,er strj:lfbaren liandlung Angeklagte
_hat das Recht, so lange als unschuldig angesehen zu
werden, bis er gemäß dem Gesetz für schuldig be-
funden worden ist.

3. Bei der Verhandli,mg über ein ihm zur 1'..,ast gelegtes
Vergehen hat jeder gleicheymaßen Anspruch .auf fol­
gende, Mindestgarantien:
a) Er muß unverzüglich in einer -Sprache, die er ver­

steht, und im einzelnen über den Gegenstand und
den Grund der· gegen ihn erhobenen Beschuldi­
gungen unterrichtet werden.

b) Er. muß angemessene Zeit und Mög!ichkeit für
die Vorbereitung seiner Verteidigung und die
Verbindung mit einem von ihm selbst gewählten
Rechtsbeistand haben. ·

c) Seine Sache. muß ohne ungerechtfertigte Vorzöge­
rung verhandelt werden.

d) Es muß in· Seiner Anwesenheit verhandelt wer­
.den, und · er muß sich in · eigener · Person oder
durch einen von ihm selbst gewählten rechtlichen
Beis�nd ,-verteidigen können; er muß, wenn er
keinen Rechtsbeistand genießt, über sein : Recht
darauf belehrt werden; ihm muß ein rechtlicher
Beistand in all jenen •Fällen zugewiesen werden,
in denen die Interessen der Gerechtigkeit dies er­
fordern, und zwar unentgeltlich, wenn er nicht
über ausreichende Mittel verfügt, �m diesen zu
bezahlen.

e) Er darf die Belastungszeugen befragen oder ver­
nehmen lassen und unter· denselben Bedingungen
dai; Erscheinen sowie die Vernehmung ·von_ Ent-
1,astungszeugen v�langen.

f) Er h;;i.t Anspruch auf unentgeltliche Stellung eines
Dolmetschers, wenn er die Gerichtssprache nicht
versteht. oder Q.icht ·spricht.

. g) Er darf nicht gezwungen werden, gegen sich 
selbst auszusagen oder sich schuldig ·zu bekennen. 

4. Gegen Jugencllfche ist das Vedahren unter Berück­
sichtigung ihres Alters und im Hinblick auf die För­
de�ung ihrer Rehabilitierung du�ch�führen:

5. Jeder für sein Verbrechen Verurteilte hat einen An­
spruch · darauf, daß sein Urteil und seine Strafe

· durch ein .hö:tJ:ereä Gericht entsprechend dem. Gesetz
überprüft werden'°

.

6. · \v.enn durqh eine 'endgültige ]J:ntscheidt1;ng jemand
• . wegen eines Vergehen!! veimrteilt und das Urteil da�­

nadl aufgehoben wurde, oder wenn . er .auf Grund
eine.r neuen oder neu ermittelten. Tatsache, aus_ qer

überzeugend hervorgeht, daß ein Justizirrtum statt­
gefunden };la�, freigesprochen worden ist, so hat der­

. jenige,. !!er auf .Grund einer solchen Entscheidung 
bestraft worden · ist, Anspruch auf Schadenersatz, 
wenn nicht nachgewiesen worden ist, daß das n:icht 
rechtzeitige Bekanntwerden der unbekannten Tat­
sachen ganz oder' teilweise ihm zuzuschreiben ist. 

7, Gegen niemanden darf erneut ein Prozeß geführt 
werden und niemand darf erneut für 'ein ·Verbre­
chen verurteilt werden, für das er bereits in Über­
einstimmung mit dem Ges�tz und der J;>rozeßord­
nung des jeweiligen Landes r�tskräftig verurteilt 
oder von dem er freigesprochen .worden ist. 

Artikel 15 

l. Niemand' 'darf, wegen einer Handlung oder Unter-·
lassung für schuldig befunden werden, die' nach na­

tionalem oder internationalem Recht zur -Zeit der
Tat nicht strafbar war. Auch darf keine höhere
Strafe für dieses Vergehen verhängt werden als die­
jenige, die zur Zeit der Straftat vorgesehen war.

· Wenn nachträglich für die strafbare Handlung ge­
setzlich eine ·mildere' Strafe vorgesehen: ist, so ist
diese bei der StJ;afmessung anzuwenden. .

2. .Nichts in diesem Artikel darf die · Verurteilung oder
Bestrafung einer Person wegen einer 1Iandlung oder
Unterlassung beeinträchtigten, die zur Zeit ihrer Be- , ,
gehung nach �e:n allgemein anerkannten �echts­
Grundsätzen der· Gemeinschaft de! Völker strafb;i.r
war.

Artikel 16 

Jede Persoq hat überall als recp.tsfähig zu ge�ten; 

Artikel 17 

1. Nie·mand darf willkürlichen oder ungesetzlichen Ein­
griffen in sein Privatleben, sein,e Familie, seine
Wohnung, i;eine Korrespondenz oder unrechtmäßi­
gen Angriffen auf sei_pe Ehre und seinen guten Ruf
ausgesetzt sein.

2. Jeder hat Anspruch auf Rechtsschutz· gegen solche
Eingriffe oder Angriffe.

Artikel 18 

1. Jeder hat ein Recht auf Gedanken-, Gewissen.,. und
Religtonsfreiheit. Dieses Recht umfaßt die Freiheit;
eine Religion oder Wel.tanscha.uung seine: Wahl zu

_ haben oder anzunehmen, und die Frf;!iheit. entweder
allf;!in oder in Gemeinschaft mit anderen, öffentlich
oder privat seine ··Religion· oi:ler Weltanschauung
durch Gottesdienst, Befolgung, Ausübung und Lehre
zu bekunden.

. 

2. Niemand darf einem· Zwang ausgesetzt werden, der
seine Freiheit beeinträchtigten würde; eine von ihm.
gewählte Religion· oder Weltanschauung zu· haben
oder anzunehmen.

, . 

3 .. Die Freihei�, eine Religion oder Weltanschauung zu 
bekunp.en, i:larf nur so�chen 'B�schrjin�w1gen uµ.ter'­
liegen, die .durch �as Gesetz vorge_f!ehe.n und zum 
Schutz der-öffetitlichf;!n Sicherheit Ordnung, Gesund­
heit, Moral oder der Grundrechte ttnd Freiheiten an-. derer .erforderlich sind. · ' · 
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4. Die Teilnehmerstaaten dieser Konvention verpflich­
ten sich, die Freiheit der Eltern und gegebenenfalls
des Vormunds zu achten, die religiöse und morali­
sche Erziehung ihrer Kinder entsprechend ihren
eigenen Überzeugungen zu gewährleisten.

Artikel 19 

1. Jeder hat das Recht, seine Meinung unangefochten
zu vertreten.

2. Jeder hat das Recht auf freie Meinungsäußerung.
Dieses Recht schließt die Freiheit ein, sich um In­
formationen und Ideen aller Art ungeachtet cier
Grenzen mündlich, schriftlich oder gedruckt, in Form
von Kunstwerken oder durch jedes andere Mittel
seiner Wahl zu bemühen, diese zu empfangeq. und
mitzuteilen.

3. Die Ausübung der Rechte des vorhergehenden Ab­
satzes bringt besondere Pflichten _und besondere
Verantwortung mit sich. Sie kann daher bestimmten
Einschränkungen unterworfen werden. Diese. müssen
jedoch durch das Gesetz vorgesehen und unbedingt
notwendig sein für
a) die Achtung der Rechte und des guten Rufes an­

derer
und

b) den Schutz der nationalen Sicherheit, der öffent­
lichen Ordnung, der Volksgesundheit oder der
Moral.

Artikel 20 

1. Jede Kriegspropaganda wird durch Gese_tz verboten.

2. Jedes Eintreten für nationale, rassische oder reli­
giöse Feindschaft, das eine Anstiftung zu Diskrimi­
nierung, Feindseligkeit oder Gewalt darstellt, wird
durch Gesetz verboten.

Artikel 21 

Das Recht auf friedliche Versammlung wird aner­
kannt. Die Ausübung dieses Rechts darf keinen anderen 
Beschränkungen· unterliegen als solchen, die im Ein­
klang mit dem Gesetz auferlegt wurden und _einer 
demokratischen Gesellschaft im Interesse der rniticiria-­
len Sicherheit oder der öffentlichen Sicherheit und Ord­
nung, des Schutzes der Volksgesundheit oder der öffent­
lichen Moral oder des Schutzes der Rechte _und Freiheit­
ten anderer notwendig sind. 

Artikel 22 

1. Jeder hat das Recht auf Vereinigungsfreiheit, ein•
schließlich des Rechts, Gewerkschaften zum Schutz
seiner Interessen zu bilden und diesen beizutreten.

2. Die Ausübung dieses Rechts darf keinen anderen
Beschränkungen unterliegen als solchen, die durch
Gesetz vorgesehen und in einer de-mokratischen Ge­
sellschaft im Interesse der nationalen oder öffent­
lichen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung (ordre
public), des Schutzes der öffentlichen Gesundlheit
oder Moral oder des Schutzes der Rechte u11d Frei­
heit�n anderer notwendig sind. Dieser Artikel
schließt nicht die Auferlegung gesetzlicher Beschrän­
kungen auf die Ausübung dieser Rechte von seiten
der Mitglieder der Streitkräfte oder der Polizei aus.

3. Ni_chts in diesem Artikel berechtigt die Teilnehmer­
staaten der Konvention der Internationalen Arbeits­
organisation von 1948 über die Koalitiohsfreiheit
und den Schutz des Organisationsrechtes, gesetzgebe­
rische Maßnahmen zu ergreifen oder das Recht in
solcher Weise anzuwenden, daß die in dieser Kon­
vention enthaltenen Garantien beeinträchtigt wer­
den.

Artikel 23 

1. Die Familie ist die natürliche und grundlegende Ein­
heit der Gesellschaft und, hat Anspruch auf Schutz
durch Gesellschaft und .Staat.

2. Das Recht von Männern und Frauen im Heiratsalter
zu heiraten und eine Familie zu gründen, wird an­
erkannt.

3. Ohne die freie und volle Willenseinigung der künf­
tigen Ehegatten darf keine Ehe geschlossen werden.

4. Die Teilnehmerstaaten dieser Konvention ergreifen
geeignete Maßnahmen, um die Gleichheit der Rechte
und Pflichten für die Ehegatten bei der Eheschlie­
ßung, während der Ehe· und bei ihrer Auflösung zu
gewährleisten. Im Falle der Ehescheidung soll für
den notwendigen Schutz der Kinder Vorsorge ge­
troffen werden. •

Artikel 24 

1. jedes Kind hat ohne jegliche Diskriminierung auf
Grund der Rasse, der Farbe, des Geschlechts, der
Sprache, der Religion, der nationalen oder sozialen
Herkunft, des Eigentums oder der Geburt ein Recht
auf solche Schutzmaßnahmen seitens seiner Familie,
der Gesellschaft und des Staates, die sein Statut als
Minderjähriger erfordert.

2. Jedes Kind soll unmittelbar nach der Geburt regi­
striert werden und einen Namen erhalten.

3. Jedes Kind hat das Recht, eine Staatsangehörigkeit
zu erwerben.

Artikel 25 

Jeder Bürger hat ohne irgendeine der in Artikel 2 
angeführten Unterscheidungen und ohne unbegründete 
Einschränkungen das Recht und die Möglichkeit: 

a) an der Leitung der öffentlichen Angelegenheiten
unmittelbar oder durch frei gewählte Vertreter
teilzunehmen;

b) bei echten periodischen Wahlen auf Grund des
allgemeinen und gleichen Wahlrechts bei gehei­

. mer_ Abstimmung, die die freie Willensäußerung
der. Wähler gewährleisten, zu wählen und ge­
wählt zu werden; 

c) unter allgemeinen Bedingungen der Gleichheit
Zugang z1;1 öffentlichen Ämtern in seinem Lande
zu haben.

Artikel 26 

Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich und haben 
ohne jegliche Diskriminierung ein Recht auf gleichen 
Schutz durch das Gesetz. Das Gesetz verbietet in dieser 
Hinsicht jegliche Diskriminierung und_ gewährleistet al­
len Menschen gleichen und wirksamen Schutz gegen 
jede Diskriminierung, sei es auf Grund der Rasse; der 
Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, der Religion, 
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der politischen oder sonstigen Überzeugung, der natio­
nalen oder sozialen Herkunft, des Eigentums, der Ge­
burt oder sonstig�r Umstände. 

Artikel 27 

In Staaten, in denen ethnische, religiöse ·Oder sprach­
liche Minderheiten bestehen, darf derartigen Minder­
heiten angehöre'nden Personen nicht das Recht verwei­
gert werden, in Gemeinschaft mit den anderen Angehö­
rigen ihrer Gruppe sich ihrer eigenen Kultur zu er­
freuen, sich �u ihrer eigenen Religion zu bekennen und 
sie auszuüben oder ihre eigene Sprache zu benutzen. 

Teill V 
Artikel 28 

I. Es wird ein Menschenrechtskomitee (im folgenden
als „Komitee" bezeichnet� gebildet. Es soll aus 18
Mitgliedern bestehen und die im folgenden genann­
ten Funktionen ausüben.

2. Das Komitee soll sich aus Staatsbürgern der Teilneh­
merstaaten dieser Konvention mit hohem morali­
schem ·Wert und anerkannter Kompetenz auf dem ·
Gebiete der Menschenrechte zusammeQSetzen, wobei
die Zweckmäßigkeit der Teilnahme einiger Personen
mit Erfahrung im Rechtswe�en. zu berücksich�igen
ist.

3. Die Mitglieder des Komitees sollen in ihrer persön­
lichen Eigensd!.aft gewählt und täti� werden: · 

Artikel 29 
1. :pie Mitglieder des Komitees sind in einer geheimen

· Wahl aus einer Liste von Personen. zu wählen, die
die in Artikel 28 beschriebenen �ntörci.erungen er­
füllen und von den Teilnehmerstaaten dieser Kon­
vention zu diesem Zwecke nominiert wurden.

2. Jeder Teilnehmerstaat dieser Konvention darf nid!.t
mehr als_ zwei Personen nominieren. Diese Personen
sollen Staatsbürger �es nor_ninierenden Staates sein,

3. Die wiederholte Nominierung einer ·Person ist mög-
lich. 

. . . . 

Artikel 30 
1. Die erste Wahl ist spätestens sechs Monate nach dem

Zeitpunkt des Inkrafttretens . dieser Konvention -
durchzufübreiJ..

2. Spätestens vier Monate· yor jeder· Wahl des Komi­
tees - das gilt nicht, wenn' gemäß Artikel 34 eine

· steile neu zu besetzen . ist - sendet der General-
- ·sekretär der ,Vereinten Nationen de� Teilnehmer­

staaten dieser Konvention _schriftiiche Aufforderun­
gen,· ihre Nominierungen für die Mitgliedschaft im

. Komitee innerhalb von drei ·Monaten einzureichen.
3. Der Generalsekretär der Vereinten Nationen berei- ·

tet eine in alphabetischer Reihenfolge angeordnete
. 

. 
. . . . { . . . 

Liste vor mit den Namen aller so nominierten Per-
sonen unter Hinweis auf die Teilnehmerstaaten, die
sie nominiert haben, und übermittelt diese Liste
spätestens einen_ Monat vor jedem Wahltag den Teil­
nehmerstaaten dieser Konvention.

4. Die Wahl d&, Komiteemitglieder erfolgt auf einer ,
Zusammenkunft der Teilnehmerstaaten dieser Kon­
vention, die vom Generalsekretär . der Vereinten
Nationen ins _Hauptquartier· der Vereinten Nationen
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einberufen wird. Auf dieser Zusammenkunft, für di'e 
zwei Drittel der Teilnehmerstaaten dieser Ko!}ven­
tion eine beschlußfähige Anzahl bilden,. werden die­

. jenigen Kandidaten ins Komitee gewählt, die die 
größte Stimmenzahl erhalten und für die eine ab­
solute Mehrheit der anwesenden und an· der Ab­
stimmung teilnehmenden Vertreter der Teilnehmer­
staaten ihre Stimme abgibt 

ArÜkel 31 
1. Jeder Staat kann nur tlurch einen Staatsbürger . im

Komitee vertreten sein. ·
2. Bei der Wahl des Komitees ist eine gerechte geo­

graphische Verteilung der Mitgliedsd!.aft sowie die
Vertretung der verschiedenen Zivilisationsformen
und der wi<:htigsten' Rechtssrsteme anzustreben.

Artikel 32 
1. Die Ko.miteemitglieder werden für die Zeit von vier

Jahren gewählt. Im Falle der erneuten Nominierung
ist ihre Wiederw.ahl möglich. Die Amtszeit von nßun,

·, in der erst_en Wahl gewählten Mitgliedern, läuft je­
doch nach zwei Jl'lhren ab. Die Namen dieser neun
Mitglieder· werden l!nrriittelbar nach der ersten Wahl
vom Vorsitzenden der in Artikel 30, Absatz 4, ge­
nanten Zusammenkunft durch das Los ermittelt.

2. Wahlen bei Ablauf der Amtszeit sind in tl'berein­
stimmung mit den vorhergehenden Artikeln dieses
Teils der vorliegenden Konvention durchzuführen.

Artikel 33 -
1. Wenn nach einhelliger Meinung der anderen Mit-
� glieder ein Komiteemitglied aus anderen .Gründen

als einer zeitwe,isen Abwesenheit seinen F.unktiorien 
nicht mehr nachkommt, setzt der Vorsitzende des 
Komitees den Generalsekretär der Vereinten _Natio-· 
nen davon in Kenntnis. Der Generalsekre�är erklärt 
dann den Sitz dieses Mitgliedes für vakant. 

2. Im Todesfall oder bei Rücktritt eines Komiteemit­
gliedes setzt der Vorsitzende den Generalsekretä,r 
der Vereinten Nationen unverzüglich davon in 
Kenntnis. Der Generalsekretär erklärt den Sitz die- . 
ses Mitgliedes für vakant IIJ.it Wirkung. vom Todes­
tage o_der dem Tage an, -da der Rücktritt wirksam 
wird. 

Artikel 34 
1. Wenn gemä,13 Artikel 33 _ein ·sitz fur vak1mt erklärt

wird und wenn dil:! Amtszeit des zu ersetzenden Mit­
gliedes nicht innerhalb von sechs Monaten nach der
Erklärung der Vakanz aµsläuft, setzt der General­
sekretär der Vereinten Nationen jeden Teilnehmer­
staat di-eser Konvention davon in Kenntnis. Die
Teilnehmerstaaten können -gemäß Artikel 29 · inner­
halb von zwei Monaten Nominierungen zur · Neu- ·
besetzung des vakanten Sitzes einreichen.

2. Der· Generalsekretär der 'Verernten - Nationen stellt
eine in alphabetischer ReUienfolge angeoi-dnete Liste
der auf diese Weise .nominierten Personen zusam­
men und unterbreitet sie den Teilnehmerstaaten die­
ser Konventiön. Die Wahl zur Neubesetzung c;les · va­
kanten Sitzes findet. dann in. Ubereinstiinmung mit
den entsprechenden F�stlegungen _in. diese� Teil der
vorliegenden Konvention statt ..
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3. Ein KC>miteernitglied, dq.s auf ·ein'en entsp1·echend
Ar,tikel 3� für vakqnt erklärten' $itz gewählt Wird,
,übt das Aq1t für die verbleibende Amtszeit des Mit­
gliedes· aus, durch das nach den Festlegµrigen 'in die­
sem Ai;tikel der Sitz im Komitee frei geworden ist.

Artikel 31> 

Im l{inblidt auf die Bedeutung der· dem Komitee ob­
liegenden Verpflichtungen sind den Mitgliedern des 
Komitees mit Billigung der Vollversammlung der Ver­
einten Nationen Einkünfte aus den Mitteln der Verein­
ten Nationen zu solchen Bed ingungen' auszuzahlen, wie . 
es dle Vollversammlung festlegt; 

Artikel 36 

Der· Generalsekretär der Vereinten Natipnen stellt die· 
erforderlichen Mit\irbeiter uiid Einrichtungen für eine 
wirksame. Ausübung der Funktionen des Komitees �e­
mäß dieser Konvention zur V�rfügung. 

Artikel 3'7 

1. Der Generalsekretär ·aer Vereinten Nationen beruft
die Eröffnungssitzung des. Komitees. in das Haupt­
quartier der Vereinten Nationen ein,

2. Nach dieser Eröffnungssitzung tagt das Komitee zu
den. in seinen Verfahren·sregeln festgesetzten Zeiten . 

3. Das Komitee tagt normalerweise .im Hauptquartier
der Vereinten . Nationen oder ini Geri,fer Sitz 'der
Vereinten Nationen. 

Artikel 38 

Vor Beginn seiner · Tätigkeit erltlärt jedes Komitee­
mitglied in einer öffentlichen Komiteesitzung feierlich, 
daß es seine Funktionen unparteiisch : und · gewissenhaft 
a.usüben wird.

Artikel 39 
1 1: 

1. Das Komitee wählt seine Beamten für die Zeit von 
zwei· Jahren. Sie könn'en wiedergewählt werd�n. 

. 

. 
' 

2. Das Komitee legt seine eigenen Verfahrensregeln
· fest, wobei diese, Regeln unter anderem folgendes

beinhalten soÜen:
a) 12 Mitglieder bilden eine b�chlußfähige Anzahl;
b) Die Beschlüsse des Komitees sind durch· Mehr­

heitsbeschluß der anwesenden Mitglieder zu fas­
sen.

Artikel 40 

1. Die Teilnehmerstaaten dieser Konvention verpflich­
ten sich; Berichte über die vori ihnen getroffenen
Maßnahmen z:ur VerwirkUchung der hierin a,ner­
kannteil llechte und über' den bei der Wahrnehmung
jener Rechte erzielten Fortschritt zu übermitteln,

·, \ 1,1nd zwar; : .,
�) it1;�erhalb · eines .. Jah�s PBch . dem Inlcr�fttreten

di�er �anventi.on für die- betreffenden Teilneh­
. rnerstaaten;
b) danach zu jedem vom Komitee gewünschten Zeit-

punkt, �

2. N�e B;�Äte sind dem. Gene;alsekre� der Verein­
,;. te11 ).1ia);i.Pn.�,n. einzureid\en� der .. �ie dem Komitee zur 

,j3eguta,tj:,.tµng .. üb�rgibt. D.i.e Berlch�e soUen auf
· �Mtµ�le :Fakto:ren und Schwierigkeiten liinw.eisen,

diEL sic,h ,,;1uf die Purch�ijhrurig dieser- �onvention
# '  ' .. . . 

auswirken.

3. Nach Konsultation mit dem Komitee kann der Ge­
neralsel�retär der Vereintep. Nationen den bet,:-effen�
den Spezi\ilorganisationen Abschriften von Auszügen
aus Berichten übergeben, die in deren Kompetenz­
bereich fallen.

'

4. Das Komitee. studiert die von den 'I,'eilnehmerstaa,
ten dieser Konvention. eingereichten Berichte. E�

. verteilt seine Berichte und die von ihm für geeignet
erachteten allgemeinen Kommentare an die Teil­
nehmerstaaten, Das Komitee kann d,iese Kommen­
tare .und die Abschriften der Berichte, die von den
Teilnehmerstaaten diese;- Konvention: eingegangen
sind, auch ·dem Wirtschafts- und Sozialtat übermit­
teln,

5, Die Teilnehmerstaaten dieser Konvention können 
dem �omitee zu· allen gemäß Absatz 4 dieses Arti­
kels abgegebenen Kommentaren· ihre, Bemerkungen 
mitteilen. 

Artikel 41 

l. Ein Teilnehmerstaat dieser Konvention kann gemäß
diesem Artikel jederzelt erklären, daß er die Korn�
petenz des Komitees anerkannt, Mitteilungen dar­
über, daß ein Teilnehmers'taat behauptet, daß ein
anderer Teilnehmerstaat seine ·verpflichtungen ge­
mäß füeser Konvention nicht erfülit, entgegenzuneh­
men un:d zu prüfen. Mitteilungen auf Grund dieses
Artikels Icönnen nur dann entgegengenommen und
geprüft werden, wenn sie ein Teilnehmerstaat un­
terbreitet, .der in einer Erklärung .die Kompetenz des 
Komitees · in bezug auf sich· selbst anerkannt hat.
Das Komitee darf keine. Mitteilung annehmen, die
einen Teilnehmerstaat betrifft, der keine solche Er­
klärung abgegeben hat. Entsprechend diesem Artikel

· entgegengenommene Mitteilungen werden wie folgt
behandelt:
a) Wenn ein TeÜnehmerstaat dieser Konvention der

Ansicht
. 

ist, daß ein anderer Teilnehmerstaat die 
Festlegungen dieser Konvention nicht verwirk­
licht, kann er diesen Teilnehmerstaat in schrift­
licher Form darauf aufmerksam machen: Inner­
halb v.on drei Monaten nach Eingang der M.ittei­
lung soll der empfapgene Staat dem Staat, der 
die Mitteilung gemacht hat, in schriftlicher Form 
eine Erklärung oder eine· andere Stellungnahme 
zur Klärung der Angeleg�nheit zukommen lassen, 
in der je nach' Möglichkeit und A,ngemessenheit 
Bezug auf die in dem betreffenden Lande , �nge­
wandten oder zur Verfügung stehenden Verfah­
ren und Rechtsmittel in dieser Angelegenheit zu 

· nehmen ist.
1 b) Wenn die Angelegenheit nicht innerhalb von

sechs Monaten nach Eingang der . ersten Mittei­
lung beim empfangenderi St�t zur. Zufriedenheit

. beider betreffender Teilnehmerstaaten beigelegt
ist, hat jeqer ·der· beiden Staaten das Recht, die

. Angelegenheit dem Komitee zu unterbreiten; in­
dem er das Komitee und den anderen Staat da- . 

· von in Kenntnis setzt.
c) Das. Komitee behandelt die ihm· unterbreitete

· Angelegenheit erst, nachdem es sich vergewissert
hat daß alle verfügbaren inneren Rechtsmittel in
di�er Angelegenheit genutzt und erschöpft wur­
den, entsprechend: den .. allgemein ane,::kannten ,
�inzipien dE!$ Völkerrechts. Diese .R�gel t.r,ifft
nicht zu in Fällen, iil denen die Anwendung der
Rechtsmittel ungebührlicq hinaµ11g�9�ert ,wlrd.
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d) Wenn Mitteilungen, wie sie in diesem Artil�el
vorgesehen sind, Zl!r Oiskussiori · stehen, tagt das
Komitee in geschlosse:n,en _Sitzungen.

e) Unter Beachtung �er Festlegungen in Unter­
absatz c) soll das Komitee den betreffenden Teil­
nehmerstaaten seine guten Dienste anbieten, um
eine freundschaftliche, Lösung der Angelegnheit
auf der Grundlage der. Achtung der Menschen­
rechte und der Grundfreiheiten, die in dieser
Konvention anerkannt sind, zu erreichen.

f) Wenr\. dem Komitee eine Angelegeiiheit unter­
breitet-wird, kann es ·aie betreffenden in Unter­
absatz b) genannten Teilnehmerstaaten auffor­
dern, jede sachdienliche Information zu liefern.

g) Die betreffenden in Unterab!!atz b) genannten
Teilnehmerstaaten haben das Recht, anwesend zu
sein, wenn die Angelegenheit . im Komitee behan­
delt wird. Sie können i;ründliche bzw. schriftliche
Vorlagen: machen.

h) Das Komitee unterbreitet innerhalb von 12 Mo'­

naten nach dem Tage der Notiflzierung gemäß
Unterabsatz b) einen Bericht:
(1) Wenn nach den Bedingungen von Unter-

8ibsatz e) eine Einigung erz'ie_lt wurde, be­
sch'ränkt sich das Komitee in seinem Bericht
auf eine kurze Darstellung der Tatsachen
und der erzielten Regelung;

{II) Wenn nach den ;Bedingungen von Unter-
absatz e) · keine Einigung erzielt wurde, be­

schränkt sich das ·Komitee in seinem B�richt 
auf eine kurze Darstellung der Tatsachen; 
die schriftlichen Vorlagen una die · Nieder:. 

schrift der mündlichen Vorlagen seitens der· 
betreffenden Teilnehmerstaaten sind dem Be­
richt beizufügen.· 

In jedem Falle ist· der Bericht den betreffenden 
Teilnehmerstaaten zu üb'ermitteln. 

2. Die. Festlegungen dieses Artikels treten . in Kraft,
,wenn zehn Teilnehmerstaaten dieser .Konvention Er­
klärungen gemäß Absatz 1 dieses Artikels abgegeben
habeµ. Diese Erklärungen werden von den Teilneh­
merstaaten beim Generalsekretär der Vereinten Na­
tionen hinterlegt, der Abschriften davon den and�­
ren Teilnehmerstaaten �bermittelt. Eine Erklärung
kann jederzeit zurückgezogen werden, indem der
·Generalsekretär davon in Kenntnis gesetzt wird.

. . . ' . 

Eine solche Zurücknahme soll nicht die Behandlung
einer ,Angelegenheit beeinträchtigen, die Gegenstand
einer bereits . auf · Grund. dieses Artikels erfolgten
Mitteilung ist; wenn der Generalsekretär von der
Zurücknahme der Erklärung bereits in Kenntnis ge­
setzt worden ist, soll keine weitere Mitteilung von
selten eines Staates· · entgegengenommen werden,
. wenn det betreffende. Teilnehmerstaat -keine neue
.Erklärung abgegeben hat.

-Artikel 42
' 

' 

1. a) Wenn_ eine dem Komitee nach Artikel 41 unter-
breitete Angelegenheit nicht zur· Zufriedenheit 
der betreffenden, Teilnehmerstaaten geregelt Wird, 
kann das Komitee nach vorheriger Zustiminung 
dei betreffenden Teilnehmerstaaten eine ad hoc 
Schlichtungskommission '(im folgenden „Kommis;. 
sion" genannt) ernennen. Die guten Dienste die-

ios 

ser Kommission· sollen den betreffenden Teilneh­
merstaaten zur Verfügung stehen, um eine 
freundschaftliche Löstiflg der Angelegenheit auf 
der Basis·der Achtung dieser Konvention zu er­
reichen.· 

b) Die Kommission soll aus fünf,· für die betreffen-
. den Teilnehmerstaaten annehmbaren Personen
bestehen •. Wenn die b�trefferiden l'eifoeht'netstaa­
ten innerhalb von drei Monaten keirie Einigung
zur gesamten· oder. teilweisen Zusammensetzung
erzielen, sind· die Mitglied.er der- Kommission,
über die keine Einigung-erzielt wurde, .in geqei­
mer Abstimmung durch Zweidrittelmehrheit des
Komitees aus den Reihen seiner Mitglieder zu
wählen..

2. Die Mitglieder der . Kommission amtieren in ihrer
persönlichen Eigenschaft. Sie· sollen keine Staatsbür­
ger der betreffend� Teilnehmerstaaten oder eines
Staates sein, der dieser Konventioill nicht angehört,
oder eines Teilnehmerstaates, der keine Erklärung
gemäß Artikel 41 abgegeben hat.

3. Die Kommi.ssiöil wählt ihren eigenen Vorsitzenden
und beschließt ihre eigenen Verfahrensregeln.

4. Die Zusammenkünfte der Kommission sind im Re­
gelfalle in das Hauptquartier der Vereinten Natio­
nen oder· in den Genfer Sitz der Vereinten Nationen

·, einzuberufen. Sie können jedoch auch an anderen
geeigneten Orten stattfinden, die die Kommission in .. 
�onsultation mit dem Generalsekretär der Verein­
ten Nationen und den betreffenden Teilnehmerstaa­
ten beschließt. 

5. Das gemäß Artikel 36 zu bildende Sekretariat soll
auch auf Grund dieses Artikels ernannten Kom­
missionen. dienen.

6. Die beim Komitee eingehenden und von ihqi. ausge­
werteten Informationen sind aqch der Kommission
zur VerfUgung zu stellen, und die Kommission kann
die betreffenden Teilnehmerstaaten auffordern, wei­
tere einschlägige Informationen zu liefern.

7: Nach gründlicher Prüfung der Angelegenheit durch 
die Kommission, auf keinen Fall aber später als 
zwölf Monate nach Übernahme der Angelegenheit, 
soll diese dem Vorsitzenden· des Komitees einen Be.: 
rich,t zur Übergabe an die betreffenden Teilnehmer­
staaten übermitteln. 
a) Wenn die Kommission nicht in der Lage ist, die

Behandlung der Angelegenheit innerhalb von 
zwölf �onaten abzuschließen,soll sie sich in ih-:
rem :ßericht auf eine kurze Darlegung über den
·Stand der Behandlung der Anlele'genheit b&­
schränken.

b) Wenn auf der Basis· der -�chtung der in dieser
Konvention aner�nnten · Menschenrechte eine
freundschaftliche Regelung der .Angelegenheit er�
reicht ist, beschränkt sich die Kommission in ih..:
rem Bericht auf eine kurze Darlegun:g der Tat-
sachen und der erzielten Regelung.

c) Wenn keine Regelung ge·mäß den . Bedingungen
von Unterabsatz b) erzielt' wird, soll' der Bericht'
der Kommissio.n ihre Ergebnisse zu allen Sach-
fragen hinsichtlich des Streitfalles zwischen den

. betreffend� Teilnehrn���aten und. ihre Ansich­
ten über die Möglichkeiten einer freun'dschlilt•:­
limen Regelung- der Angelegenheit 'beinhaltei:l'; 
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. Dieser Bericht soll auch die schriftlichen Vorlagen 
und eine Niederschrift der mündlichen Vorlagen 
der betreffenden Teilnehmersta:ten enthalten. 

d) ·wenn getnäß Untersatz c) · der Bericht der
Kommission vorgelegt wird, sollen die betreffen­
den Teilnehmerstaaten den Vorsitzenden des
Komitees innerhalb von drei Monaten nach· Er­
halt des Berichtes darüber informieren, ob sie
den Inhalt des Kommissionsberichtes akzepti_eren
oder nicht.
' . 

8. Die Festlegungen dieses Artikels beeinträchtigen
nicht die Verpflichtungen des Komitees gemäß Ar­
tikel 41.

9. Entsprechend den vom Generalsekretär der Verein­
ten Nationen zu ·machenden Veranschlagungen kom­
men die betreffenden Teilnehmerstaaten gleicher­
maßen für die Kosten der Kommissionsmitglieder
auf.

10. Der Generalsekretär der Vereinten Nationen ist er­
mächtigt, den Kommissionsmit�iedern, wenn erfor­
derlich, die Kosten vor der Zurückzahlung durch die
betreffenden Teilnehmerstaaten gemäß Absatz ll' die­
ses Artikel zu erstatten.

Artikel 43 
' 

' 

Die Mitglieder des Komitees und die ad hoc ,Schlich­
tungskommission, die gemäß Artikel 42 ernannt werden 
können, Sind berechtigt, die Einrichtungen, Privilegien 
_und Immunitäten von Experten im .Dienste der Verein­
_Wn 'Nationen, wie sie in den betreffenden Abschnitten 
der Konvention über die Privilegien und Immunitäten 
der Vereinten Nationen festgelegt sind, in Anspruch zu 
nehmen. 

Artikel 44 

Die Festlegungen für die Durch{ührung dieser Kon­
vention beeinträchtigen nicht auf dem Gebiete der 
Menschenrechte auf Grund der Gründimgsdokumente 
und Konventionen der Vereinten Nationen und ihrer 
Spezialorganisationen oder durch diese Dokumente vor­
gesehriebenen Verfahr.en und sollen die Teilnehmer­
staaten dieser Konvention nicht daran hindern, andere 
Verfahren zur Beilegung eines Streitfalles in Überein­
stimmung mit zwischen ihnen· gültigen allgemeinen 
oder speziellen internationalen Abkommen anzuwen­
den. 

Artikel 45 

Das Komitee unterbreitet d.er Vollversammlung der 
Vereinten Nationen über den Wirtschafts- und Sozialrat 
einen Jahrensbericht über seine Tätigkeit. 

Artikel 46 

Nichts in dieser Konvention soll so ausgelegt werden, 
daß dadurch' die Festlegung der Charta der Vereinten 
Nationen und der Verfassungen. der Spezialorganisatio­
nen beeinträ�tigt werden, die die jeweiligen Kompe­
tenzen der verschiedenen Organe der Vereinten Natio­
nen und der Spezialorganisationen hinsichtlich der in 
der vorliegenden• Konvention behandelten· Angelegen­
he_iten festlegen.

ArUkel<l'J 

Nichts in der· vorliegenden ·Konvention soll so aus­
gelegt werden, daß da's unveräußerliche Recht aller 

Völker auf vollständige und freie Verfügung und Nut­
zung ihrer Naturreichtümer und Hilfsmittel beeinträch­
tigt wird. 

Teil VI 

Artikel 48 

L Diese Konvention steht all,en Mitgliedstaaten der 
· Vereinten Nationen oder Mftgliedern ihrer Spezial­
organisationen, allen Mitgliedstaaten des Statuts de:.
Internationalen Gerichtshofes und allen anderen
Staaten, die von der Vollversammlung der Vereinten
Nationen .zum Beitritt zu. dieser Konvention aufge­
fordert werden, zur Unterzeichnung offen.

2. Diese Konvention unterliegt der Ratifizierung. Die
Ratifikationsurkunden werden beim Generalsekretär
der Vereinten Nationen hinterlegt.

3. Jeder in Absatz 1 genannte Staat kann dieser Kon­
vention beitreten.

4. Der Beitritt vollzieht sich mit der Hinterlegung einer
Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Verein­
ten Nationen.

5. Der Generalsekretär der Vereinten Nationen infor­
miert alle Staaten, die diese Konvention unterzeich­
net haben oder ihr beigetreten sind, über die Hinter­
legung jeder . Ratifikations- oder Beitrittsurkunde.

Artikel 49 

1. Diese Konvention tritt drei Monate nach dem Zeit­
punkt der Hinterlegung der. 35. Ratifikations- oder
Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Verein­
ten Nationen in Kraft.

2. Diese Konventio,n tritt für jeden Staat, der sie nach
der Hinterlegung der 35. Ratifikations- oder Bei­
trittsurkunde ratifiziert oder ihr beitritt, dref Mo­
nate nach dem Zeitpunkt der Hinterlegung seiner
eigenen Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in
Kraft.

Artikel 50 

Die Festlegungen dieser Korvention erstrecken sieh 
. auf alle Teile von Bund�sstaaten ohne Einschränkungen 

oder Ausnahmen. 

Artikel 51 

1. Jeder Teilnehmerstaat dieser Konvention kann Än­
derungen vorschlagen und sie dem· Generalsekretär
der Vereinten Nationen einreichen. Danach setzt der
Generalsekretär die Teilnehmerstaaten dieser Kon­
vention von· den vorgeschlagenen Änderungen in
Kenntnis und ersucht sie, ihm mitzuteilen, ob sie
eine Konferenz der Teilnehmerstaaten zur Diskus­
sion und Abstimmung über die Vorschläge befür­
worten. Für den Fall, daß mindestens .ein Drittel der
Teilnehmerstaaten eine solche Konferenz befürwo.r­
tet, beruft der Generaisekretär dte Konferenz unter
Schirmherrschaft der ·vereinten Nationen ein. Jede, 
von 'einer Mehrheit der auf tjer Konferenz an.wesen�
den i und . abstimmen.den Teilnehmer:staaten ange­
nommene Änderung wird der Vollver�ammlung der
Vereinten Nationen zur Billigung vorgelegt.

2. .Änderungen treten in Kraft, wenn sie von der Voll­
versammlung der Vereinten Nationen gebilligt und ·
·von einer Zweidrittelmehrheit der Teilnehmerstaa-
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ten dieser Konvention entsprechend den in ihrer je­
weiligen Verfassung vorgesehenen Verfahren ange­
nommen wurden. 

3. Wenn Anderungen in Kraft treten, sind sie verbind­
lich für jene Teilnehmerstaaten, die sie angenommen 
haben, und 'andere Teilnehmerstaaten, für die die 
Festlegungen dieser Konvention und jeder früheren 
von ihnen angenommenen Änderung noch bindend
sind. 

· · · 

· Artill!el 52 

Unabharigig . von den Notifizierungen gemäß Arti­
kel 48, Absatz 5, informiert der Generalsekretär der 
Vereinten Nationen alle in Absatz 1 desselben Artikels 
genannten Staaten über die folgenden Punkte: 

a) Unterzeichnu'.ngen, Ratifizierungen und Beitritte
gemäß Artikel 48;

b) Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Konvention
gemäß Artikel 49 un,d Zeitpunkt des Inkrafttre­
tens aller Änderungen _gemäß Artikel 51.

.Artikel 53 

1. Diese Konvention, deren chinesischer, englischer,
französischer, russischer und spanischer Text glei- .
chermaßen authentisch ist, bleibt in den Archiven
der Vereinten Nationen verwahrt.

2. · Der .Generalsekretär der Vereinten Nationen über­
mittelt allen in Artikel 48 genannten Staaten be­
glaubigte _Abschriften dieser Konvention.

Zu Urkund dessen haben die von ihren jeweiligen 
Regierungen ordnungsgemäß bevollmächtigten Unter­
zeichneten die vorliegende. Konv(;lntion unterzeichnet, 
die am 19. Tag des Dezember 1966 in New York zur Un­
terzeichnung ausgelegt wurde. 

C. Personalnachrichten

D. Freie· Stellen

Die Pfarrstelle Abtshage�, Kirchenkreis Grimmen, ist 
frei und ab sofort zu besetzen. 1 Kirche, 1 ·Friedhof. 
Pfarrhaus mit Gemeinderaum und geräumiger Dienst­
wohnung. Mit 5 dazugehörigen Dörfer?). ca. 2100 Ein-
wohner. POS am· Ort. 

Mitztiverwalten ist die Pfarrst�lle Elmenhorst (4 km 
entfernt). 1 Kirche, 1 Friedhof. 2000 Einwohn.er, - Ge•• 
meinderaum im_ Pfarrhaus. Orga?listin. 

Bewerbu.ngen sind an den Gemeindekirchenrat Abts­
hagen über das Evangelische Kons.istoriilm, 
22 Greifswald, Bahnhofstraße 35/36, 
zu ri_chten. 

E. Weitere Hinweise

. I

F. Mitteilungen für den kirchlichen.Dienst

Nr. 3) Ub�rsicht über Weiterbildungsvorhaben der· 
· überlandeskirchlicben Institu,tionen und Werko 

Nachfolgend wird eine Übersicht über Weiterbildungs'­

vorhaben der überlandeskirchlichen Institutionen und 

Werke für die Zeit vom 1. 1. 1979-31. li 1979 abgedruckt. 
Meldungen von ·Interessenten sind an das Evangelische 
Konsistorium zu richten. 

1. Bund der Evangelischen. Kirchen

Ll. Burckhardthaus in ,der DDR 

1.1.l. �ehrgang fiir Gruppendynamik 
ZeU: 8.-13. 1. 197Q 

19.-28. 3. 1979, 

11.-16. 6. 1979 
Ort: 15 P_otsdam, Bauhofstraße 9 · 

Dr.P l a t h 

Zielgruppe: Mitarbeiter, die sich im gruppen-­

dynamisch-gruppenpädagogischen Bereich weiter­
bilden wollen und bereit sind, ihre Erfahrungen 
weiterzugeben .. 
Dozenten: Karin Hardt, Annemarie Rettig 
Anmeldung: Burckhardthaus, 1-04 Berlin, 
Große Hambµrger Straße 29, 

1.1.2. Lehrgang - Praxis der Jugendarbeit 
Zeit: 5.-10. 3. 1979 

14.-23. 5, 1979 
2.-" 9. 7. 1979 

27. 8.-5. 9. 1979
22.-27. 10.1979

Ort: 15 Potsdam, Bauhofstraße 9 
Zielgruppe: Vorrarigig katechetisch ausgebildete 
Mitarbeiter und Theologen, die einige praktische 
Erfahrungen in ·der Jugendarbeit haben und ihre 
theoretischen Kenntnisse lJ.nd methodischen Kennt­
nisse und .Fertigkeiten erweitern wollen. 
Anmeldung: Burckhardthaus 

1.1.3, I07Wochen-Lehrgang für Jugendleiter 
Zeit: 9. September l;lis 19. September 1979 
Ort: 1277 Waldsiev:ersdorf, Dahmsdorferstraße 47 

,;Haus _der Kirche" 
Teilnehmerzahl: 10 bis 15 

. 

' 

Ziel: Qualifizierung zur hauptamtlichen Jugend-. 
arbeit in größeren regionalen Bereichen 

Verantwortlich: Ev. Jungmännerwerk, 102 Berlin, 
Sophienstraße 19. 

1.1.4. Pädagogische ZielvQTstellungen 
(Notwendigkeiten, Grenzen und Wirkungen) 
Zeit: 29. Januar bis 3. Februar 1979 
()rt: 15 Potsdam, Bauhofstraße 9 

. Zielgrup.-ie: Mitarbeiter mit verschiedenen Aus­
bildungswegen 

Dozenten: Annerparie Rettig 
Anmeldung: Bur<;kh�rdthaus 

1.1.5. Leben im Kollek$iv 
Zeit: 23. bis 28. April 1979 
Ort: 15 Potsdam, Bauhofstraße 9 
Zielgruppe: kirchl. Mitarbeiter, Theologen, Diako- . 
ne, Gemeindehelferinnen, die das Problem sehen 
und daran interessier_t sind, gemeinsam IIllt ande­
ren an der L9sung zu arbeiten. 
Leitung: Fritz Dorgeloh, Annemarie Rettig 
A�meldung: Burckhardt�aus 
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1.L6. Sprache der Bibel
Zeit: 12. bis 17. März 1979 
Ort: 1277 Waldsieversdorf „Haus der Kirche" 
Zielgruppe: Seminaristisch ausgebildete Mitarbei­
ter in der Jugendarbeit, Jugendwarte, Gemeind� 
helferinnen, Gemeindediakone 
_Leitung: Fritz Dorgeloh, Hilmar Schmid 
Anmeldung: Ev. Jungmännerwerk, 102 Berlin, · 

Sophienstraße 19 

2. Evangelische ·Kirche der Union 

2.1. Ökumenisch-missionarisches Zentrum

· 2.1.1. Ökumenisch-missionarische Informations- und 
Arbeitstagung 
Zeit: 23. bis 27. April 1979 
Ort: Berliner Missionshaus 
Teilnehmer: Pastoren 
Teilnehmerzahl: 50 
Thema: Missionarische Herausforderungen im 

südlichen Afrika (Arbeitstitel) 

2.1.2. Ökumenisch-missionarische Informations-· und 
Arbeitstagung 
Zeit: 8. bis 12. Oktober 1979 
Ort: Hirschluch 
Teilnehmer: Pfarrer und kirchliche Mitarbeit�r 

durch Delegierung 
Teilnehmerzahl: 50 
Thema: Kirche 1,ui.d Mission in einem unruhigen 

., Lateinamerika (Arbeitstitel) 

2.1.3. Ökumenisch-missionarische Arbeitstagung 
Zelt: 12. bjs 16. Februar 1979 
Ort: Berliner Missionshaus 
Teilnehmer: Mitarbeiter aus der kirchlichen Ar­

beit mifl den Kindern 
Teilnehmerzahl: 30 
Thema: Kirch!iches �eben in der Sowjetunion 

(Arbeitstitel) 

2.2: .Pfarrerstudientagung 
Zeit: 15. bis 19. Oktober 1979 
Ort: Stephanusstiftung 

. . 

. Thema: ,,Der Glaube in der' Begegnung mit den 
Gef:ährdungen des Menschen". 

. Vorbereitlu�gstagung: 25./26. Aprii 1979

3. vereinigte Ev.�Iuth. Kirche in der DDR .
Pastoralkolleg
Zeit: 9. bis 19. Oktober 1978

Ort: Predigerseminar Eisenach 
Thema: .,Theologie der Amtshandlungen" 
Fortsetzung: 

· Zeit: Herbst 1979- (10 Tage, genauer 'termin wird 
noch festgelegt)
Ort: Pastoralkolleg Krummenhennersdorf

4. Konfessionskundliches Arbeits- und Forschungs­
werk (Ev: Bund)

4.1. 31. Konfessionskundliches Seminar 
Zeit: Herbst 1979 
prt: noch offen 
Thema: noch nicht festgelegt (Fragen um die CA, 
besonders Diskussion um eine evtl. J(ath. Anerken­
nung) 
Teilnehmer: Offen für Ffarrer aller Gliedkirchen 

4.2. 30. Konfessionskundliches Seminar 
Zeit: 19. bis 23. März 1979 
Ort: Berlin, Stephanusstiftung 
Thema: .,Jugend zwischen Glaube und Irrglaube" 

5. Kirchliches Forschungsheim Wittenberg

5.1. Weiterbildung: 
Zeit: 18. 4. bis 25.4.1979 
Thema: Gottesebenbildllchkeit 
Arbeitsziel: Den Stellenwert der Aussage von Gen. 
1, 27 für die Theologie neu bestimmen. Die theo­
logische Rede von der Gottesebenbildlichkeit des 
Menschen im Kontext · einer interdisziplinären 
Anthropologie verantworten 
Zielgruppe: Pfarrer 
Anmeldung: bis 1. April 1979 

5.2. Weiterbildung 
Zeit: 10. bis 17 .. Oktober; 1979 
Thema: Naturwissenschaft - Zukunft - Glaube 
Arbeitsziel: Infqrmationen über die ökumenische 
Kon�enz „D'er Beitrag von Glauben,. Naturwis­
senschaft und Technik zum Kampf für eine g�­
rechte und v�antwortbare Gesellschaft" (Sommer 
1979, Norda:r;nerika). 
Ergebz:J.isse der Konferep.z für die Gemeindearbeit · 
nutzbar machen . 
Zielgruppe: Pfarrer und andere kirchliche Mit­
arbeiter, sowie Christen im weltlichen Beruf mit 
Engagement für .die Thematik. 

· Anmeldung: bis 25. September 1979
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